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1. Anlass und Ziele der Planung

Die Theresia-Albers-Stiftung mit Sitz in Hattingen plant eine Grundstiicksentwicklung im
Umfeld des Altenpflegeheimes St. Josef an der Brandtstralle. Hier sollen als Ergédnzung
zum Altenpflegeheim und eines bestehenden Wohngebaudes mit Seniorenwohnungen an
der Theresia-Albers-Stralle ostlich und westlich des Altenpflegeheimes barrierefreie, vor-
nehmlich altengerechte Wohnungen sowie ein Sonderwohngebaude mit Demenzwohngrup-
pen und therapeutischen Einrichtungen entstehen. Hierfir sind insbesondere Freiflachen in
Anspruch zu nehmen, die heute Uberwiegend keinem besonderen Nutzungszweck unter-
liegen. Im westlichen Bereich handelt es sich vornehmlich um eine verkrautete Wiesenbra-
che, im o&stlichen Bereich um eine Mahwiese. Die neuen Bauflachen erstrecken sich bis zur
Blankensteiner StrafRe und grenzen jeweils an den parkdhnlichen Garten mit Tiergehegen
des Altenpflegeheimes. Ostlich der Theresia-Albers-StraRe befindet sich ein Nutzgarten des
Pflegeheims, der in Teilen Uberplant werden kann.

Aufgrund der Nahe zur Hattinger City, der damit verbundenen guten Infrastrukturausstat-
tung in der naheren Umgebung sowie des durch Wohnnutzungen und die Altenpflegein-
richtung gepragten Umfeldes ist das Grundstiick insbesondere fur eine Wohnentwicklung
und ergdnzende gesundheitlich-soziale Nutzungen geeignet.

Zur Umsetzung des Planungszieles, das Plangebiet zu einem stadtebaulich geordneten, das
Umfeld ergénzenden Standort fur barrierefreie, vornehmlich altengerechte Wohnformen
und ergdnzende Angebote mit Demenzwohngruppen sowie therapeutischen Einrichtungen
in sozialer Tragerschaft zu entwickeln, ist die Aufstellung eines Bebauungsplanes erforder-
lich. So kdnnen u.a. die Auswirkungen der geplanten Nutzungen auf die Umgebung gepruft
und berucksichtigt, die Lage der Baukdrper und deren Verdichtung gesteuert und Regelun-
gen zur inneren ErschlieBung festgesetzt werden.

Die Investitionsabsicht entspricht auch den grundsatzlichen Zielen der Stadtentwicklung
der Stadt Hattingen, im Rahmen der Innenentwicklung die Ortslage fortzuentwickeln und
bestehende Flachenpotentiale hierfir zu nutzen sowie die bestehenden sozialen wie auch
Versorgungs-Infrastrukturen zu sichern und zu starken.

Mit dieser MalRnahme kann den politischen Zielen der Stadt Hattingen zur Umsetzung einer
Quote von 25% offentlich geférdertem Wohnungsbau gefolgt werden.

2. Raumlicher Geltungsbereich

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt zwischen der Blankensteiner Strale und
der Brandtstralle, rund 800 m nordéstlich des Hattinger Stadtzentrums.

Das Plangebiet umfasst die Flachen der geplanten stadtebaulichen Entwicklungsbereiche
und klarstellend die angrenzenden zu erhaltenden Flachen des Gartens des Altenpflege-
heims; fur die dazwischen liegenden bebauten Flachen des Altenpflegeheims St. Josef
selbst besteht kein Planerfordernis.

Der westliche Bereich umfasst westlich des Altenheims gelegene Freiflachen. Sie sind Uber
die von der Brandtstralle abzweigende Theresia-Albers-Stralle erschlossen.

Der ostliche Bereich grenzt an das Altenpflegeheim St. Josef im Nordosten an der Brandt-
stralle an und ist Uber die bestehende Zufahrt und Anlieferung des Altenpflegeheims an
die BrandtstralBe angebunden. Zwischen beiden Bereichen liegt nérdlich des Altenpflege-
heims der private Gartenbereich mit Tiergehegen.

Das Plangebiet wird maR3geblich begrenzt:

e im Norden durch die Blankensteiner Stralie,

e im Osten durch die noérdlichen Grundstiucksgrenzen der Bebauung Brandtstr. 11-13,

e im Suden durch die Brandtstralle, das bestehende Altenpflegeheim Brandtstralle 7-9
sowie die nordliche Grundstiicksgrenze der Wohnbebauung Theresia-Albers-Stralle und

e im Westen durch den judischen Friedhof.
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Das Plangebiet umfasst die Flurstiicke der Gemarkung Hattingen, Flur 13, Flurstiicke 334
(tlw.), 449, 450, 456, 828, 831, 834, 837 und 848.

Die Abgrenzung des Geltungsbereiches des Bebauungsplangebietes wird im Bebauungs-
plan gemal § 9 (7) BauGB zeichnerisch festgesetzt.

Das Plangebiet besitzt eine GroRe von insgesamt rund 20.400 mZ2.
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3. Planungsrechtliche Situation

3.1 Regionalplan

Der Regionalplan des Regierungsbezirks Arnsberg, Teilabschnitt Oberbereiche Bochum/Ha-
gen stellt die gesamte Flache des vorliegenden Plangebietes als allgemeinen Siedlungsbe-
reich (ASB) dar. Demnach folgt die beabsichtigte Planung den Zielsetzungen des Regional-
planes.

Der im Entwurf vorliegende Regionalplan Ruhr stellt im Geltungsbereich des Bebauungs-
plans ebenfalls ASB dar.

3.2 Flachennutzungsplan

Der wirksame Flachennutzungsplan der Stadt Hattingen stellt den Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes als Wohnbauflache dar. Damit entspricht der Bebauungsplan dem Entwick-
lungsgebot in § 8 BauGB.

3.3 Bebauungsplane

Im Bereich des Plangebietes besteht derzeit kein rechtskréftiger Bebauungsplan.
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4. Verfahren

Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren nach 8 13a BauGB als Bebauungs-
plan der Innenentwicklung aufgestellt. Bebauungsplédne der Innenentwicklung dienen der
Wiedernutzbarmachung von Flachen, der Nachverdichtung oder anderen MaRnahmen der
Innenentwicklung. Sie kénnen in einem beschleunigten Verfahren aufgestellt werden. Mit
dieser Planung wird eine Flache von rund 20.400 m=2 innerhalb des Siedlungsbereiches
Uberplant. Der Bereich ist von gleichartigen Wohnnutzungen und sozialen Infrastrukturen
umgeben. Die Planung stellt somit einen sinnvollen Beitrag zur Innenentwicklung dar.

Das Vorhaben begriindet keine Pflicht zur Durchfihrung einer Umweltvertraglichkeitspri-
fung und es liegen keine Anhaltspunkte fir eine Beeintrachtigung von FFH-Gebieten und
von Vogelschutzgebieten vor. Die zulassige Grundflache in Baugebieten betragt weniger
als 20.000 m=2.

Damit liegen die Voraussetzungen zur Anwendung des 8§ 13a BauGB vor.

Im beschleunigten Verfahren soll von folgenden Verfahrenserleichterungen geméaR § 13a
Abs. 2 BauGB i.V.m. 8 13 Abs. 2 und Abs. 3 Satz 1 BauGB Gebrauch gemacht werden:

. Keine Durchfihrung einer férmlichen Umweltprifung und keine Erstellung eines
formlichen Umweltberichtes.
. Nichtanwendung der Eingriffsregelung: Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des

Bebauungsplanes zu erwarten sind, gelten im Fall des § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB als
i.5.d. 8 1la Abs. 3 Satz 6 BauGB vor der Planung erfolgt oder zuldssig und sind
danach nicht auszugleichen.
Es wird zwar auf die Erstellung eines formlichen Umweltberichtes unter Anwendung des §
13 Abs. 3 BauGB verzichtet. Dennoch sind die von der Planung betroffenen Umweltbelange
entsprechend den Anforderungen des BauGB zu betrachten und in den Abwagungsprozess
einzustellen. Auf das Kapitel 9 Umweltbelange wird verwiesen.
Abweichend von den sonstigen Verfahrenserleichterungen erfolgte eine frihzeitige Beteili-
gung der Birger in Form einer Versammlung am 23.09.2019.

5. Gebietsbeschreibung und stadtebauliche Einbindung

5.1. Stadtebauliche Situation

Das Plangebiet zeichnet sich durch eine stadtnahe Wohnlage aus. Die Heggerstralle im
Hattinger Stadtzentrum befindet sich in rund 800 m Entfernung.

Das nahere Umfeld der Brandtstral3e sudlich der Blankensteiner Strale wird durch eine
vielfaltige Mischung von Uberwiegend 2-3-geschossigen Siedlungshausern im Geschoss-
wohnungsbau mit zum Teil gro3ztigigen halbdffentlichen Gartenbereichen gepragt.

Die Brandtstralle ist als Sackgasse Richtung Osten ausgebildet; wie auch die tUbrige Um-
gebung ist somit auch das Plangebiet tber die StraRen Am Vinckenbrink, Nord- und Feld-
stralle an die Blankensteiner Stralle angebunden.

Der Geltungsbereich ist topografisch bewegt. Die Theresia-Albers-StralRe steigt bis zur be-
stehenden Wendeanlage um 3,5 m an. Die Blankensteiner Strale und die Brandtstralle
fallen von West nach Ost ab, gleichzeitig liegt die Blankensteiner Stral’e insbesondere im
westlichen Abschnitt tiefer; das Gelande fallt hier daher in nérdlicher Richtung um rund
5 m ab, das Geldnde im &stlichen Bereich in norddstlicher Richtung ebenfalls.

Bei den Entwicklungsflachen im Plangebiet handelt es sich Uberwiegend um Wiesen- und
Weideflachen, zum gré3ten Teil ungenutzt und brachliegend. Der dazwischen liegende Gar-
ten weist ebenfalls Wiesenflachen sowie zweckentsprechende Stallungen des Tiergeheges,
vornehmlich far Damwild auf. Die Freiflachen werden zum Teil durch wegbegleitende
Baumreihen, Einzelbaume und Strauchsaume gepragt.
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5.2. Verkehrliche Anbindung

Das Plangebiet verfligt Gber eine gute verkehrliche Anbindung an das tUbergeordnete Stra-
Bennetz, an den o6ffentlichen Personennahverkehr der Stadt Hattingen sowie an den regi-
onalen Schienenpersonennahverkehr.

Die Autobahn A43 ist Uber die Blankensteiner Stralle (L924) in Richtung Osten in rund
6,5 km Entfernung zu erreichen. In westlicher und ndérdlicher Richtung werden die Auto-
bahnen A40 und A44 in rund 17 km erreicht.

Die Haltestelle ,,Am Vinckenbrink* des ortlichen Busnetzes ist in unmittelbar fuRlaufiger
Entfernung zu erreichen. Von dort aus kann der Grof3teil der in Hattingen verkehrenden
Buslinien sowie die S-Bahn erreicht werden.

Die S-Bahn-Haltestelle ,,Hattingen-Mitte” wird in 1,5 km Entfernung erreicht, wortber eine
Uberdrtliche Anbindung an die Stadte Essen und Oberhausen besteht.

5.3. Soziale Infrastruktur

In der benachbarten, fulBlaufig zu erreichenden Stadtmitte Hattingens befinden sich alle
wichtigen Infrastruktureinrichtungen. Das dort verortete Shopping-Center ,,Reschop
Carré“, aber auch die HeggerstralRe verfigen uber viele Geschéfte des kurz-, mittel oder
langfristigen Bedarfs sowie die stadtischen Infrastrukturen.

5.4. Immissionen

Auf das Plangebiet wirken Immissionen in Form von Verkehrslarm der Blankensteiner
StralRe, die als eine der Hauptverkehrsachsen der Stadt Hattingen ein entsprechendes Ver-
kehrsaufkommen mit sich zieht. Dartber hinaus bestehen gewerbliche Immissionsbelas-
tungen aus der nordlichen Nachbarschaft des Gewerbegebietes an der Werksstrale. Zur
Prafung mdoglicher Beeintrachtigungen wurde ein Schallgutachten erstellt. Auf das Kapitel
7.3 wird verwiesen.

5.5. Bergbau

Die Bezirksregierung Arnsberg teilt mit, dass sich das Plangebiet Gber dem auf Eisenstein
verliehenen Bergwerksfeld ,,Stolberg 1* sowie Uber dem auf Steinkohle verliehenen, inzwi-
schen erloschenen Bergwerksfeld ,Selma®“ befindet. Eigentimerin des Bergwerksfeldes
~Stolberg 1* ist die E.ON SE, Mining Management, Brusseler Platz 1 in 45131 Essen. Die
letzte Eigentumerin des Bergwerksfeldes ,Selma* ist nach Erkenntnissen der Bezirksregie-
rung nicht mehr erreichbar. Eine entsprechende Rechtsnachfolgerin ist nicht bekannt.

Ausweislich der derzeit der Bezirksregierung Arnsberg vorliegenden Unterlagen ist im Be-
reich des Planvorhabens Bergbau dokumentiert, der mdglicherweise heute noch einwir-
kungsrelevant sein kann. Dieser Bergbau wurde um das Jahr 1870 gefuhrt.

Hinsichtlich einer gutachterlichen Einschatzung der Einwirkungsrelevanz des o. g. Bergbaus
wird empfohlen, einen Sachverstandigen einzuschalten und auf Grundlage dieser Untersu-
chungsergebnisse die Festlegung von MalRhahmen fur die Durchfihrung des Planvorhabens
vorzunehmen.

Eine gutachterliche Einschatzung der Einwirkungsrelevanz des ehemaligen Bergbaus wird

durch einen Gutachter elngeholt EFgebmsse—emef—eﬁ%sweeheﬁde—Gfubeﬁthaﬁﬁeht-

Begruﬁdﬂﬁg—dekumeﬁﬂeﬂ— Da blsherlge Bodenuntersuchungen kelne Ruckschlusse auf
eine besondere Einwirkungsrelelvanz liefern, kann eine entsprechende Grubenbildeinsicht-

nahme im Rahmen der Genehmigungsverfahren erfolgen und dokumentiert werden.
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6. Stadtebauliche Planung

6.1. Bebauungs- und ErschlieRungskonzept

Das neu entstehende ,Josef-Quartier” zwischen Brandtstrale und Blankensteiner Stral3e
soll in einer zusammenhangenden Baumalnahme errichtet werden. Durch die vorhande-
nen Grunflachen des Altenpflegeheims St. Josef und den neu entstehenden Griunflachen in
den Quartiersteilen westlich und 6stlich des Altenpflegeheimes wird eine gute Balance zwi-
schen Verdichtung des Wohngebietes und Erhalt der Grinflachen entwickelt. Von den
Wohngebéauden in den beiden Quartieren, sowie dem Gebaude mit den Demenzwohngrup-
pen und therapeutischen Einrichtungen sind barrierefreie Zugdnge zu den Grinflachen
moglich.

Das ,,Josef-Quartier West“ grenzt nérdlich an die Blankensteiner Strale und im Siden an
die BrandtstraRe. Es wird durch die bestehende private Theresia-Albers-Stralie erschlos-
sen, die entsprechend ausgebaut und in Richtung Blankensteiner Stral3e fortgefuhrt wird.
Eine Anbindung an die Blankensteiner Stra3e wird durch den StralRenbaulasttrager nicht
zugelassen, daher ist am Ende der privaten ErschlieBungsstral’e eine Wendeanlage vorge-
sehen.

Die beiden Wohngebaude im Josef-Quartier West verfliigen jeweils tGber drei Vollgeschosse
sowie ein Staffelgeschoss, das mit Flachdach ausgefihrt wird. Die beiden geplanten Hauser
sind parallel zu dem bestehenden Wohngebaude mit altengerechten barrierefreien Woh-
nungen an der Theresia-Albers-StralRe in Nordwest-Sudost-Richtung angeordnet. Damit ist
eine gute Belichtung und Besonnung der Wohnseiten der Gebaude gewabhrleistet

Die zufahrt erfolgt tUber die geplante Verlangerung der Theresia-Albers-Stralle, entlang
derer auch die Uberwiegenden erforderlichen PKW-Stellplatze dezentral im Freien ange-
ordnet sind.

In den geplanten Wohngeb&uden sind jeweils rund 25 Wohnungen moéglich, die entweder
barrierefrei oder rollstuhlgerecht ausgefuhrt werden. Im Kellergeschoss sind Abstellraume,
Fahrradstellplatze sowie Wasch- und Trockenraume untergebracht.

Das Gebaude fur die Unterbringung der Demenzwohngruppen und der therapeutischen
Einrichtungen ist parallel zum Altenpflegeheim St. Josef im Westen ausgerichtet und wird
ebenfalls mit drei Vollgeschossen und einem Staffelgeschoss ausgefuhrt. Es bietet Platz fur
drei Demenzwohngruppen mit jeweils 8 Bewohner-Appartements. Das Staffelgeschoss im
3. Obergeschoss bietet Platz fir weitere rund 6 Wohneinheiten flur Betreutes Wohnen. Im
Untergeschoss des Gebdudes, das aufgrund der Hanglage Richtung Osten offen zugéanglich
ist, sollen Raume fur Physio-/Ergotherapie (rund 200 m2) geschaffen werden.

Durch die stadtebauliche Figur dieses Sonderbaus entsteht ein neues Entree zur Brandt-
stralRe.

Im ,Josef-Quartier Ost“, welches ebenfalls zwischen der Blankensteiner StralRe und der
Brandstralle liegt, entsteht ein Gebaudeensemble in U-Form, das sich in Richtung Stdwes-
ten offnet. Die Grundform und die geschlossene Bebauung folgt den Anforderungen an den
Schallschutz vor Immissionen durch die Blankensteiner Stralle und dem &stlich davon lie-
genden Gewerbegebiet. Die Gebaude sind mit jeweils drei Wohnebenen geplant.

Die zugehoérigen Stellplatze werden in einem Untergeschoss unter dem ndérdlichen und
norddstliche Geb&uderiegel untergebracht, der hier unter Ausnutzung der Topographie in
norddstlicher Richtung offen gestaltet ist und so nattrlich beltftet und belichtet wird. Die
Parkebene erstreckt sich auch auf den Innenbereich. Der ,Deckel” der Parkebene erhalt
eine Begrunung und steht so den Bewohnern als geschutzter Aufenthaltsbereich zur Ver-
figung.

Die Wohnbereiche innerhalb der Gebaude verfligen weitestgehend Uber eine stdliche Aus-
richtung. Somit sind eine gute Belichtung und Besonnung gewahrleistet. Die Gebaude wer-
den ebenfalls mit Flachdachern ausgefiihrt. In der unteren Geschossebene sind jeweils
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Abstellraume, Stellplatze fur Fahrrader sowie Wasch- und Trockenraume vorgesehen. Ins-
gesamt sind in diesem Teil des Josef-Quartiers rund 40 Wohneinheiten vorgesehen.

Die Zufahrt zu dem Ensemble und der Parkebene erfolgt Gber den bestehenden Erschliel3-
ungshof (Privatstralle) der Pflegeeinrichtung St. Josef.

Die Anlage von Stellplatzen erfolgt bedarfsgerecht auf der Grundlage der Stellplatzsatzung
der Stadt Hattingen, so dass zusatzliche Beanspruchungen umliegender Strallenraume
nicht erfolgen werden. Um den heute bereits bestehenden Parkdruck auf der Brandtstralle
zu mindern, werden Uber den Bedarf des Vorhabens hinaus funf zusatzliche Parkplatze im
Quartier-West berucksichtigt.

Das Wohnungs- und Nutzungsangebot des Josef-Quartiers weist nach derzeitiger Planung
demnach rund 96 barrierefreie Wohnungen im Geschosswohnungsbau und 24 Apparte-
ments fir Menschen mit demenzieller Erkrankung in drei Demenz-WGs aus.

24 der 96 barrierefreien Wohnungen sowie zwei der drei Demenz-WGs werden mit Mitteln
der offentlichen Wohnraumforderung erstellt.

Damit kann ein Gesamtanteil von insgesamt Uber 25% o6ffentlich geférderter Wohnungsbau
umgesetzt werden.

Im Bebauungsplan wird eine entsprechende Festsetzung getroffen, wonach im ,Josef-
Quartier West“ forderfahige Wohnungen anteilig zu errichten sind. Entsprechende Ver-
pflichtungen an den Investor erfolgen Uber einen stéddtebaulichen Vertrag.

6.2. Entwéasserung

In der angrenzenden Brandtstral3e ist ein 6ffentlicher Mischwasserkanal DN 300 vorhan-
den; in der Blankensteiner Straf3e liegt im Bereich des Bauvorhabens keine Mischwasser-
kanalisation.

Fur den offentlichen Kanal in der Brandtstralle liegt der Stadt Hattingen keine aktuelle
hydraulische Berechnung vor. Es ist jedoch nach Angabe des Fachamtes auch ohne néahere
Berechnung davon auszugehen, dass die vorhandene Kanalisation zu klein ist, um die an-
fallenden Niederschlagswasser aus dem Bauvorhaben schadlos ableiten zu kdnnen.

Die Regenentwéasserung des Plangebietes soll Uber Versickerungsrigolen auf dem Grund-
stiick erfolgen. Damit werden lediglich die Schmutzwasser des Plangebietes in die offent-
liche Kanalisation der Brandtstralle eingeleitet.

7. Auswirkungen der Planung

7.1. Stadtebau

Das Plangebiet soll einer neuen baulichen Entwicklung zugefiihrt werden. Die Nutzungen
korrespondieren mit dem unmittelbar angrenzenden Altenpflegeheim St. Josef und mit der
wohnlich gepragten Siedlungslage insgesamt. Gleichzeitig wird ein Bereich nachverdichtet,
in dem die wesentlichen technischen Infrastrukturen bereits vorhanden sind. Die Grunfla-
chen des Gartens des Pflegeheims mit dem Tiergehege sollen gesichert werden. Damit wird
ein positiver Beitrag zur Stadtentwicklung geleistet.

7.2. Verkehr

Die Zufahrt zu den jeweiligen Entwicklungsbereichen des Plangebietes erfolgt tUber die
BrandtstralBe. Eine Anbindung an die Blankensteiner Stralie ist nicht méglich.

Zur Beurteilung der potenziellen Veranderung der Leistungsfahigkeit der Brandtstrafle und
der nachsten Knotenpunkte mit der Blankensteiner Straf3e durch die Neuplanung wurde
ein Verkehrsgutachten erarbeitet (Verkehrsgutachten fir den B-Plan Nr. 174 "Brandt-
stralle" in Hattingen, Rudolf Keller Verkehrsingenieure GmbH, Wiulfrath, Juni 2020).
Grundlage fur die Bewertung war die zum Zeitpunkt der Gutachtenbearbeitung projektierte
Quartiersentwicklung im Plangebiet mit 90 Wohneinheiten, einer Physiotherapiepraxis auf
205 m2 Netto-Raumflache, einer Demenz WG mit 3 Gruppen (je 8 Platze) und 6
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Wohneinheiten fur betreutes Wohnen. Im Rahmen der gutachterlichen Untersuchung wur-
den die Knotenpunkte

KP1: BrandtstralBe/ Ahornweg/ Zufahrt Seniorenheim

KP2: Am Vinckenbrink/ Am Rosenberg/ Brandtstralie

KP3: Am Vinckenbrink/ Nordstral3e

KP4: Blankensteiner StralRe/ Am Vinckenbrink

KP5: Holthauser Stral’e/ NordstralRe

betrachtet. Als Grundlage wurde am Dienstag, den 29.10.2019 eine Verkehrserhebung mit
Videokameras Uber 24 Stunden durchgefihrt. Daraus abgeleitet wurden die Spitzenstun-
den fur den Vor- und Nachmittag. Fur die Prognose wurden geplante Bauvorhaben in der
Nachbarschaft, die zu einer Gesamterhdhung des Verkehrs beitragen kénnen, in die Be-
rechnungen einbezogen.

Zusammenfassend kommt der Gutachter zu folgenden Ergebnissen:

Leistungsfahigkeit der BrandtstralRe im Bereich des Plangebietes

Ab der Einmindung Lindenstral3e ist die ndrdliche BrandtstralRe als Sackgasse ausgebildet.
In diesem Bereich des Strallenabschnittes liegen das bestehende Seniorenheim sowie ei-
nige Wohnhauser. Die Stral3e ist als zweistreifige Fahrbahn ausgebildet. Der in nérdliche
Fahrtrichtung linke Fahrbahnrand wird zum Parken im 6ffentlichen Stralenraum genutzt.
Durch das Parken auf der Fahrbahn ist ein Begegnungsverkehr nicht auf der gesamten
Streckenldnge im betrachteten Streckenabschnitt mdéglich. Es ergeben sich verschiedene
Streckenabschnitte, die im Begegnungsfall nicht befahren werden kénnen. Der langste Ab-
schnitt hat eine Lange von etwa 45 Metern.

Nach der Richtlinie RASt 06 (FGSV, Forschungsgesellschaft fur Stral3en- und Verkehrswe-
sen. Richtlinien fur die Anlage von StadtstraBen (RASt06). Kéln: s.n., 2006.) sind bei zwei-
streifigen Fahrbahnen bei einer verbleibenden Fahrbahnbreite von 3,00 m - 4,75 m ein-
streifige kurze Einengungen bis zu einer Verkehrsstarke von 500 Kfz/h moglich. Einengun-
gen bis 50 m Lange sind bis zu einer Verkehrsstérke von etwa 250 Kfz/h mdglich.

Im Streckenabschnitt der Brandtstral’e auf H6he des bestehenden Altenpflegeheims ist die
maximale Verkehrsbelastung mit 60 Kfz/h deutlich unterhalb der moéglichen Verkehrsstar-
ken bei Engstellen. Daher lasst die Bestandssituation eine Verkehrszunahme in diesem
StralRenabschnitt ohne bauliche MalRBhahmen ohne weiteres zu. Insgesamt ware eine Ver-
kehrszunahme von 190 Kfz/h bei den gegebenen Randbedingungen mdaglich. Gutachterlich
ermittelt wurden max. stundliche Belastungen durch Neuverkehre von insgesamt lediglich
bis zu 65 Kfz/h in der Nachmittagsspitzenstunde. Dabei ist auch zu bertcksichtigen, dass
ein Grofteil dieser Neuverkehre den betreffenden Streckenabschnitt der Brandtstralle gar
nicht passieren wird, sondern bereits westlich des Altenpflegeheims in die Theresia-Albers-
StralRe abbiegen wird.

Leistungsfahigkeit der Knotenpunkte

Die Bewertung der vorhandenen und zukinftig erreichbaren Verkehrsqualitaten erfolgt auf
der Grundlage der rechnerischen Nachweise gemal dem Handbuch fur die Bemessung von
StralBenverkehrsanlagen (HBS, Fassung 2015 - Handbuch fiir die Bemessung von Stral3en-
verkehrsanlagen, Kéln: s.n., 2015).

Nach dem HBS 2015 wird die Qualitdt an Knotenpunkten mit Lichtsignalanlagen aus Nut-
zersicht bewertet. Als Kriterium wird die mittlere Wartezeit verwendet. Mal3gebend fur die
Beurteilung der Verkehrsqualitat eines Knotenpunktes ist nach HBS die schlechteste Qua-
litatsstufe, die sich fur einen einzelnen Verkehrsstrom ergibt. Die Bewertung erfolgt in den
Stufen A (sehr gut) — F (ungentigend), vergleichbar mit Schulnoten 1 — 6.

Zur Beurteilung der Leistungsfahigkeit der untersuchten Knotenpunkte wurden rechneri-
sche Leistungsfahigkeitsnachweise durchgefiihrt. Im Bestand ergeben sich sowohl fir die
morgendliche als auch die nachmittagliche Spitzenstunde rechnerisch sehr gute bzw. gute
Verkehrsqualitdten (QSV A bzw. B). Lediglich fur den Knotenpunkt Holthauser StrafRe/
Nordstralie ergibt sich wahrend der Nachmittagsspitze eine rechnerisch befriedigende Ver-
kehrsqualitat (QSV C). Somit sind alle betrachteten Knotenpunkte rechnerisch als leis-
tungsfahig zu bewerten.
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Im Prognose-Nullfall (= Bestandsdaten zzgl. Verkehrsentwicklung im Umfeld des Plange-
bietes) wird die Erweiterung der bestehenden angrenzenden Wohnbebauung bertcksich-
tigt. Angenommen wird eine Aufstockung der bestehenden Wohnbebauung im Ahornweg
1-20 mit 20 zusatzlichen Wohneinheiten. AuRerdem wird die moégliche Entwicklung des
angrenzenden Wohngebiets mit 20 neuen Wohneinheiten berucksichtigt. Insgesamt erzeu-
gen die zusatzlichen 40 Wohneinheiten 167 Kfz-Fahrten je Werktag (Quell- und Zielver-
kehre).

Fur den Prognose-Nullfall ergeben sich wahrend der morgendlichen Spitzenstunde keine
Veranderungen im Vergleich zum Bestand. Wahrend der Nachmittagsspitze verandert sich
im Vergleich zum Bestand lediglich die Verkehrsqualitdt am Knotenpunkt Blankensteiner
StralRe/ Am Vinckenbrink zu einer rechnerisch befriedigenden Verkehrsqualitat (QSV C).

Im Prognose-Planfall (= Bestandsdaten zzgl. Verkehrsentwicklung im Umfeld des Plange-
bietes zzgl. geplante Bebauung im Plangebiet) ergeben sich insgesamt 504 Kfz-Fahrten je
Werktag (Quell- und Zielverkehre) fur die Einrichtung der dem Gutachten zugrundeliegen-
den Nutzungen.

Die Verkehrsqualitaten im Prognose-Planfall sind sowohl wahrend der Morgen- als auch der
Nachmittagsspitze im Vergleich zum Prognose-Nullfall unverdndert. Die prognostizierten
Verkehre kénnen sowohl in der Morgen- als auch in der Nachmittagsspitze an allen unter-
suchten Knotenpunkten leistungsfahig mit rechnerisch mindestens befriedigender Ver-
kehrsqualitat (QSV C) abgewickelt werden.

7.3. Immissionen

Durch die Umsetzung des neuen Wohnquartiers sind, insbesondere mit der Unterbringung
des ruhenden Verkehrs im 6stlichen Bereich Uberwiegend in einer Tiefgarage, nur gerin-
gere Larmbeeintrachtigungen der Wohnnachbarschaft verbunden. Die Auswirkungen des
Verkehrslarms der Blankensteiner Stralle sowie Beeintrdachtigen der Wohnnachbarschaft
durch die potentielle Verkehrszunahme wurden im Rahmen eines Schallschutzgutachtens
untersucht (Larmgutachten Bebauungsplan Nr. 174 ,Brandtstra3e”, Stadt Hattingen, Arno
Florke Ingenieurbiro, Haltern am See, Juli 2020). Im Rahmen des Gutachtens waren die
Larmsituation fur das Plangebiet durch eine Ausbreitungsrechnung zu bestimmen, die
Schallimmissionen im Untersuchungsgebiet zu beurteilen und evtl. notwendige Schall-
schutzmafRnahmen festzulegen.

Die stadtebauliche Planung wurde im Vorfeld bereits in Abstimmung mit dem Gutachter im
Hinblick auf die Verkehrs- und Gewerbelarmsituation hin optimiert. Der Gutachter kommt
zu folgenden Ergebnissen:

Verkehrslarm

Als Schallquellen fur den Verkehrslarm wurden die Brandtstral3e, NordstraRe, Am Vincken-
brink und die Blankensteiner Stral3e bericksichtigt. Fiur die Strallen lagen DTV-Werte und
Lkw-Anteile aus dem Verkehrsgutachten fir den B-Plan Nr. 174 ,Brandtstrale" in Hattin-
gen, RK GmbH, 20.05.2020 Waulfrath vor.

Im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 werden durch den Verkehrslarm die Orientierungswerte
der DIN 18005 (Schallschutz im Stadtebau) von 55 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts an
den der Blankensteiner StralRe nachstgelegenen Fassaden innerhalb der Uberbaren Grund-
sticksflachen um bis zu 8 dB(A) tags und 11 dB(A) nachts Uberschritten, innerhalb des
Plangebietes nehmen diese Uberschreitungen ab. An den der Blankensteiner StraRe schall-
abgewandten Fassaden sind keine Uberschreitungen festzustellen.

Im Allgemeinen Wohngebiet WA 2 ergibt sich ein dhnliches Bild. Hier ergeben sich Uber-
schreitungen um bis zu 11 dB(A) tags und 14 dB(A) nachts. Durch die bauliche Gestaltung
kénnen aber im Innenbereich der Bebauung ruhige Bereiche geschaffen werden, an denen
keine Uberschreitungen der Orientierungswerte festzustellen sind.

Insgesamt werden an allen Fassaden die kritischen Werte von 70 dB(A) tags und 60 dB(A)
nachts, ab der man von Gesundheitsgefahrdung spricht, nicht erreicht.

Gewerbelarm
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Gewerbelarm wird zum einen durch bestehende Betriebe au3erhalb des Plangebietes und
zum anderen durch neue gewerbliche Nutzungen im Plangebiet verursacht.

AuRerhalb des Plangebietes liegt ndrdlich der Blankensteiner StraRe das Gewerbegebiet an
der WerksstralRe und siudlich der StraBe Am Biichsenschitz. In dem Gewerbegebiet liegen
sudlich der Werksstral3e auch zwei Betriebe (Metallverarbeitung, Kart-Bahn) mit Nachtbe-
trieb. Die Emissionen der Betriebe werden so angesetzt, dass an der Bestandsbebauung
BrandtstraBe 15 und Brandtstrale 15a sowie an der Welperstralle die Immissionsricht-
werte der TA Larm von 55 dB(A) tags und 40 dB(A) nachts ausgeschopft werden. Dadurch
wird der rechtlich zulassige Rahmen der Gerduschemissionen fir die Bestandsbetriebe
nordlich des Plangebietes ausgeschdpft.

Insofern kommt es an der Nordfassade und der Nordostfassade des geplanten Gebaudes
innerhalb der Uberbaubaren Grundstiicksflachen im Allgemeinen Wohngebiet WA 2 zu
Uberschreitungen der TA Larm um bis zu 3 dB tags und 3 dB nachts. Insgesamt ergeben
sich Beurteilungspegel von 53-58 dB(A) tags und 39 bis 43 dB(A) nachts. Da passive
Schallschutzmafinahmen im Hinblick auf Gewerbelarm in Sinne der TA-Larm nicht zul&ssig
sind, durfen an diesen beiden Fassaden aufgrund der Uberschreitungen keine 6ffenbaren
Fenster von Aufenthaltsraumen errichtet werden. Zusatzlich muss der nordlich gelegene
Gebéaudeteil des baulichen Ensembles als Schallschutz fir den stdlichen Riegel und den
dadurch entstehenden beruhigten Innenhof zuerst oder gleichzeitig mit dem sudlichen Ge-
béudeteil errichtet werden.

Sudlich des Plangebietes liegt an der Brandtstralle ein Altenheim. Die Parkverkehre von
Mitarbeitern und der Lieferverkehr werden hier ebenfalls als Gewerbelarm angesetzt. Die
Ansétze des Betriebsablaufes und insbesondere der Parkverkehre sowie der technischen
Gebaudeausristung beruht auf Angaben des Betreibers des Altenheims. Die Parkverkehre
in der Nacht (Schichtwechsel) wurden so auf die Stellplatze gelegt, dass im Bestand die
Immissionsrichtwerte der TA Larm eingehalten werden.

Durch die Parkverkehre und Liefertatigkeiten (Lkw-Fahrten) wird der Immissionsrichtwert
der TA Larm von tags 55 dB(A) an der Sudecke des U-Gebdudes (WA 2) um 1 dB unter-
schritten. In der Nacht wird der Immissionsrichtwert von 40 dB(A) um 2 dB unterschritten.
Dabei wird davon ausgegangen, dass in der Nacht zwischen 6 und 22 Uhr nur der Parkplatz
westlich der Zufahrt zum Geb&ude im WA 2 von dem Altenheim genutzt wird. Die Nutzung
der nordostlich der Zufahrt liegenden Stellpléatze wiirde schon heute im Bestand zu Uber-
schreitungen der Immissionsrichtwerte der TA Larm nachts fuhren und stellt damit einen
nicht genehmigungsfahigen Betrieb dar, der fur diese Beurteilung nicht bertucksichtigt wer-
den muss.

Im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 wird an allen Plangebduden am Tag und in der Nacht
der Immissionsrichtwert der TA Larm eingehalten.

Die im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 perspektivische Nutzung einer Physiopraxis wurde
ebenfalls im Rahmen des Gutachtens untersucht. Hierzu stellt der Gutachter fest, dass an
dem Altenpflegheim und der Bestandsbebauung Theresia-Albers-Stralle 1 durch die ge-
werblichen Vorgange einer Praxis (Park- und Fahrgerdusche auflerhalb des Geb&udes) der
Immissionsrichtwert der TA-Larm eingehalten wird.

Im Plangebiet ergeben sich weiterhin Emissionen durch das Anwohnerparken. Hier werden
an den umliegenden Gebé&uden die Immissionsrichtwerte der TA L&rm eingehalten.

Verkehr auf éffentlichen StraRen

Durch die neuen Verkehre aus dem Plangebiet wird auf dem 6ffentlichen Stra3ennetz der
Verkehrslarm erhdht. Auf der BrandtstralBe betragt die Zunahme des Verkehrslarms 1,4
bis 2,5 dB. Der Orientierungswert fur allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) wird tagsuber
durch die Verkehrszunahme leicht um 1,4 dB Uberschritten. In der Nacht liegt schon im
Bestand eine leichte Uberschreitung des Orientierungswertes von 45 dB(A) um 1 dB vor.
Diese Uberschreitung nimmt durch die neuen Verkehre aus dem Plangebiet auf 2,4 dB zu.
Im Bereich der Stral3e Vinckenbrink sind Verkehrslarmzunahme von 0,8 - 0,9 dB, in der
Nordstralle von 0,4 - 0,6 dB und auf der Blankensteiner Strale tags von 0,1 dB zu
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erwarten. In diesen Stral3en werden allerdings schon im Bestand die Orientierungswerte
far allgemeine Wohngebiete tiberschritten.

Die Beurteilungspegel liegen damit an allen untersuchten Immissionsorten auch nach der
vollstandigen Umsetzung des Planvorhabens sowohl tags als auch nachts deutlich unter
den als gesundheitlich bedenklich geltenden Werten von 70 dB(A) tags und 60 dB(A)
nachts. Aufgrund der nur geringen Erhéhungen von 0,5 — 2,5 dB(A) tags und 0,4 — 2,4
dB(A) nachts an den nachstgelegenen benachbarten Fassaden Nordstrale 110, Am
Vinckenbrink 4 und Brandtstrafle 11b sind MalRnahmen im Bereich der umliegenden Be-
standsbebauung aufgrund der Verkehrserh6hung daher nicht abzuleiten.

Aufgrund des Verkehrslarms insbesondere der Blankensteiner Stral3e und des Gewerbe-
larm durch Betriebe nordéstlich des Plangebietes sind im Bebauungsplan geeignete Schall-
schutzfestsetzungen und bedingte Festsetzungen auf der Grundlage der Empfehlungen des
Gutachters zu treffen. Auf die Kap. 8.8 und 8.9 wird verwiesen.

7.4. Beurteilung der Versickerungsmoglichkeiten

Zur Beurteilung der Untergrundverhaltnisse wurde ein Bodengutachten erstellt (Bebau-
ungsplan Nr. 174 ,Brandtstrasse“, Halbach + Lange, Sprockhdvel, April 2020). Zur Erkun-
dung der oberflachennahen Schichtenfolge sind im Baubereich insgesamt zehn Rammkern-
sondierungen bis in eine maximale Tiefe von 5,0 m niedergebracht worden. Parallel dazu
wurden noch Sondierungen mit einer leichten bzw. mittelschweren Rammsonde ausge-
fuhrt, um die Festigkeiten und Lagerungsverhéltnisse beurteilen zu kdnnen. Zur Beurtei-
lung der Versickerungsfahigkeit wurden in den Flachenbereichen, in denen die Anordnung
von Versickerungsanlagen perspektivisch vorgesehen ist, ergdnzende Rammkernsondie-
rungen ausgefuhrt und Versickerungsversuche in den Sondierléchern durchgefuhrt. Zu-
satzlich wurden oberflachennah noch Versickerungsversuche in einem Zylinder ausgefihrt.

Geologische Situation

Nach der geologischen Karte von NRW, Blatt 4509 Bochum, MaR3stab 1:25.000, stehen im
Untersuchungsbereich tGberwiegend zunachst quartdre Windablagerungen (L6R) an. Dabei
handelt es sich um z.T. feinsandige, schwach tonige Schluffe. Im Osten werden in einem
schmalen Streifen auch quartare Bach- und Flussablagerungen (tonige Schluffe, z.T. san-
dig, grusig, steinig) beschrieben. Unter den vorgenannten Materialien folgen dann die
Schichten des Oberkarbons (Untere Wittener Schichten), die von Ton- und Schluffsteinen,
sandfrei bis stark sandig, grau bis grauschwarz, mit Sandsteinen und Steinkohlefl6zen ge-
bildet werden. Nach der Strukturkarte zur geologischen Karte verlauft im Untersuchungs-
bereich eine konglomeratische Sandsteinbank. Nach den Erfahrungen ist davon auszuge-
hen, dass in derartigen Banken sehr hohe Festigkeiten vorliegen.

Sondierergebnisse

An allen Untersuchungsstellen ist zunachst ein Oberboden, z.T. unter einer Grasnarbe, bis
in eine Tiefe von 0,10 m bis max. 0,55 m angetroffen worden. Zum Teil wurden darin
Fremdbeimengungen (Bauschutt- und Aschereste) festgestellt. Darunter folgen an einigen
Aufschlussstellen zunachst aufgefullte Materialien. Dabei handelt es sich Uberwiegend um
ein Gemenge aus Bauschutt, Schlacken, Aschen sowie Felsschutt. Bei einigen Sondierun-
gen reichen die Unterkanten der Auffillungen bis in eine Tiefe von 2,1 m.

Unter den vorbeschriebenen aufgefillten Materialien bzw. an den tUbrigen Aufschlussstellen
unmittelbar unter dem Oberboden sind dann gewachsene Materialien aufgeschlossen wor-
den. Mit Ausnahme zweier Rammkernsondierungen sind dabei verbreitet zunéchst schwach
tonige, fein sandige Mittel- bis Grobschluffe angetroffen worden. Zum Teil stehen auch
Schluffe mit wechselnden tonigen, feinsandigen sowie kiesigen Beimengungen an. Die Un-
tergrenze der feinkérnigen Béden liegt in einem Tiefenbereich zwischen 0,6 m und max.
4,7 m.

Darunter bzw. vereinzelt unmittelbar unter dem Oberboden / den Auffillungen beginnt die
Verwitterungszone des Grundgebirges. Diese wird von stark verwitterten Ton-, Schluff-
und Sandsteinen, z.T. in einer Wechsellagerung, gebildet. Diese Partien weisen zunachst
noch den Charakter eines Lockergesteins (verlehmter Felsschutt) auf. Die Sondierungen
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mussten dann zum Teil aufgrund zu hoher Eindringwiderstande in Teufen zwischen 2,0 m
und max. 4,1 m unter Geldnde abgebrochen werden.

Es konnte weiterhin festgestellt werden, dass in einem Bereich oberflachennah eine Sand-
steinbank mit sehr hohen Festigkeiten verlauft (s. 0. Geologische Situation). Es wird daher
gutachterseits empfohlen, zur genaueren Abgrenzung bzw. Erkundung noch weitere Auf-
schliisse (Sondierungen, Baggerschirfe etc.) auszufiihren.

Grundwasser

Bei der Durchfihrung der Sondierungen im Dezember 2019 wurden keine Hinweise auf
eine Wasserfuhrung festgestellt. Allerdings wurden im Bereich der gewachsenen Schluffe
verbreitet ortliche Verndssungszonen in unterschiedlichen Tiefen angetroffen. Nach den
gutachterlichen Erfahrungen kénnen allerdings jahreszeitlich in den anstehenden Schluffen
Stauwasserhorizonte sowie den Auffullungen und den Gebirgsschichten Schicht- und Kluft-
wasserfihrungen nicht ausgeschlossen werden. Der Gutachter empfiehlt daher, die ge-
planten Untergeschosse sowie die Tiefgarage wasserdicht als weiRe Wanne auszubilden.
In den Bebauungsplan wird ein entsprechender Hinweis aufgenommen.

Beurteilung der Versickerungsmdoglichkeiten

Die oberflachennah im Zylinder ausgefuhrten Versuche haben fur den Oberboden Sicker-
raten von 1,7 x 10 m/s bis 2,8 x 10 m/s ergeben. Fur den Bereich der gewachsenen
Schluffe sind Werte von 1,3 x 10°® m/s und 8,6 x 10”7 m/s abgeleitet worden. Innerhalb
der stark verwitterten Felspartien konnten Sickerraten in einer GrélRenordnung zwischen
2,8 x 10 m/s bis 5, 1 x 107 m/s zurtickgerechnet werden.

Nach dem Merkblatt A138 der ATV/DVWK wird fur Versickerungseinrichtungen von einem
k-Wert von = 1 x 10®* m/s ausgegangen. Dies wird nach den durchgefiihrten Untersuchun-
gen nur zum Teil gegeben sein.

Die gunstigsten Verhéltnisse liegen im Bereich der Verwitterungszonen des Grundgebirges
vor. Dort sind verbreitet Sickerraten mit ca. 2 x 10° m/s riickgerechnet worden, so dass
damit Versickerungen z.B. in Rigolen méglich sind. An zwei Punkten wurden im verwitter-
ten Fels allerdings bereichsweise auch deutlich geringere Durchléassigkeiten festgestellt. Es
wird daher empfohlen, die endgiltige Festlegung der Versickerungsstandorte sowie -tiefen
mit Baggerschurfen und weiteren Sickerversuchen festzulegen und abzusichern. Im Be-
reich der feinkdrnigen Béden wird dagegen aus Sicht des Gutachters eine Versickerung
nicht ohne weiteres maoglich sein.

Da in Teilbereichen des Plangebietes glinstige Versickerungsverhaltnisse bestehen, soll im
Plangebiet eine gezielte Versickerung der anfallenden Niederschlagswéasser erfolgen. Eine
detaillierte Entwésserungsplanung unter Berucksichtigung noch zu definierender geeigne-
ter Standorte fur Entwasserungsanlagen auf den Grundsticken erfolgt in enger Abstim-
mung mit dem Gutachter im Rahmen der Bauantragsstellung.

7.5. Artenschutz

Im Rahmen der Entwicklung des Plangebietes werden Gehdlzrodungen sowie der Abbruch
von Schuppen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes erforderlich.

Um den Bestimmungen des Artenschutzrechts zu entsprechen, ist bei allen genehmigungs-
pflichtigen Planungs- und Zulassungsverfahren die Durchflihrung einer Artenschutzprifung
erforderlich. Vor diesem Hintergrund wurde ein artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, Stufe
1 erstellt (Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag (Stufe 1) zur Baufeldraumung auf dem
Grundstick ,Brandtstrale” in Hattingen, dkoplan, Essen, Mai 2020).

Dieser stellt dar, fur welche planungsrelevanten Arten das Untersuchungsgebiet und des-
sen Umfeld eine Eignung bzw. Funktion als Lebensraum aufweist. Ferner wird geprift,
inwieweit projektbedingt, im Hinblick auf die gegebenen Wirkfaktoren, artenschutzrechtli-
che Konflikte im Sinne des § 44 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 5 BNatSchG entstehen
kénnen.

Zur Ermittlung der potenziell im betrachteten Gebiet vorkommenden planungsrelevanten
Arten wurden die Angaben des Fachinformationssystems ,,Geschutzte Arten in Nordrhein-
Westfalen* des Landesamtes fur Natur, Umwelt, Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen
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(LANUV, 0. J.) beziglich des dem Untersuchungsgebiet raumlich zugeordneten Messtisch-
blattquadranten (MTBQ) 4509/3 fur die Lebensraumtypen ,Kleingehdlze, Alleen, Baume,
Gebusche, Hecken, Hohlenbdume, Horstbdume, Fettwiesen und —weiden, Garten, Parkan-
lagen und Siedlungsbrachen* ausgewertet.

Zudem erfolgte eine Auswertung der Datenbank des Fachinformations-systems , @linfos—
Landschaftsinformationssammlung“ (LANUV) beziglich bekannter Vorkommen planungs-
relevanter Arten.

Daruber hinaus wurde die Untere Naturschutzbehdrde (UNB) des Kreises Ennepe Ruhr be-
zluglich bekannter Vorkommen planungsrelevanter Arten im Bereich des Vorhabens be-
fragt, um vorhandene Informationen bei der Beurteilung bertcksichtigen zu kédnnen (De-
zember 2019 / Januar 2020).

Im Rahmen der im Dezember 2019 durchgefihrten Begehung wurden die Biotope inner-
halb des Untersuchungsgebietes kartiert und das Untersuchungsgebiet hinsichtlich der Eig-
nung als Lebensraum bzw. Fortpflanzungs- und Ruhestétte planungsrelevanter Arten be-
gutachtet sowie Zufallsbeobachtungen entsprechender Arten oder Hinweise auf deren Vor-
kommen (Kotspuren, Neststandorte, Fral3reste, Federn, Totfunde etc.) erfasst.

Der Gutachter kommt zu folgenden Ergebnissen:

Séaugetiere
Fur die Arten GroRRer Abendsegler, Kleiner Abendsegler, Rauhautfledermaus, Wasserfleder-

maus und Zwergfledermaus ist eine Erfullung von Verbotstatbestanden gem. 8 44 i.vVv.m.
Abs. 5 BNatSchG in Form des Verlusts an Lebensstatten und Tétung nicht sicher auszu-
schlieen. Ein Versto3 gegen das Totungsverbot gem. 8 44 Abs. 1 Nr. 1 i.Vv.m. Abs. 5
BNatSchG wird durch geeignete Schutz- und Vermeidungsmalnahmen verhindert. Sollten
im Rahmen der Rickbauarbeiten Quartiervorkommen von Fledermausen gefunden werden,
ist eine ASP der Stufe 2 mit vertiefenden Art-fir-Art-Betrachtungen durchzufiihren.

Avifauna

Fur Vogel ist eine Erfullung von Verbotstatbestanden gemal 8§ 44 BNatSchG in Form er-
heblicher Stérungen / Tétungen sicher auszuschlieRen, sofern das Vorhaben nach Anfang
Oktober begonnen und bis Ende Januar eines Jahres durchgefuhrt wird. Ist abzusehen,
dass es zu einer zeitlichen Verschiebung des Vorhabens kommt und eine Durchfihrung
innerhalb der artspezifischen Brutzeit planungsrelevanter Vogelarten durchgefuhrt wird,
kann eine Betroffenheit planungsrelevanter Arten durch das Vorhaben nicht ausgeschlos-
sen werden. Individuenverluste werden durch Schutz- und Vermeidungsmaflihahmen ver-
hindert.

Amphibien

Vorkommen von planungsrelevanten Amphibien kénnen im Untersuchungsgebiet ausge-
schlossen werden. Daher ist fir die Artengruppe der Amphibien eine Erfullung von Ver-
botstatbestdnden gem. § 44 BNatSchG nicht zu erwarten. Eine ASP der Stufe 2 ist somit
nicht erforderlich.

Im Ergebnis formuliert der Gutachter Schutz- und VermeidungsmalRnahmen einschlielilich
weiterer Erfassungen zu

e Zeitfenster fur Abbruch- und Rodungsarbeiten

e Okologische Baubegleitung durch biologisches Fachpersonal

¢ Insektenfreundliches Beleuchtungskonzept

e Sicherung nicht Uberplanter Gehélzbestdnde wahrend der Bauphase.
Die MaRnahmen werden durch entsprechende Hinweise in den Bebauungsplan aufgenom-
men.

Der Gutachter kommt zusammenfassend zu folgendem Fazit:

Nach abschlieender Artenschutzprifung (Stufe 1: Vorprifung) ist zu konstatieren, dass
ein Vorkommen und eine artenschutzrechtlich relevante Betroffenheit fir mehrere pla-
nungsrelevante Arten nicht ausgeschlossen werden kann. Zur Verhinderung des Eintretens
artenschutzrechtlicher Verbotstatbestdnde sind entsprechende Vermeidungsmallhahmen
(s. 0.) zu beachten. Bei Nachweisen eines Quartiervorkommens im Rahmen der
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okologischen Baubegleitung ist gegebenenfalls eine Art-fur-Art-Betrachtung im Hinblick auf
die Verbotstatbestande des § 44 BNatSchG im Rahmen einer Artenschutzprifung der Stufe
2 vorzunehmen.

Sollten im Rahmen der noch ausstehenden Untersuchungen keine Hinweise auf Vorkom-
men planungsrelevanter Arten festgestellt werden, ist zu konstatieren, dass unter Beriick-
sichtigung der oben genannten Vermeidungsmaflnahmen ein Eintreten von artenschutz-
rechtlichen Verbotstatbestdnden gemaR § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG mit ausrei-
chender Sicherheit ausgeschlossen werden kann.

Aufgrund der im Gutachten dargelegten, noch ausstehenden Untersuchungen erfolgte im
Juli 2020 eine weitere Begehung und Bewertung (BaufeldrAumung auf dem Grundstuick
,BrandtstraRe“ in Hattingen, Protokoll zur 6kologischen Baubegleitung, 6koplan, Essen, Juli
2020). Dabei wurden die Gehdlze sowie das Gartenhaus mittels Sichtkontrolle auf Hinweise
aktueller oder ehemaliger Vorkommen artenschutzrechtlich relevanter Tierarten Gberpruift.
Samtliche Baume in diesem Eingriffsbereich (Nutzgarten und Geholzstreifen im nordwest-
lichen Anschluss) und des direkten Umfeldes konnten ganzheitlich auf Baumhohlen unter-
sucht werden.

Der Gutachter kommt zu folgender artenschutzrechtlicher Bewertung:

Fledermause

Ein groReres Fledermausvorkommen im Bereich des Nutzgartens und der angrenzenden
Geholze kann daher mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen wer-
den.

Avifauna

Waéahrend der Ortsbegehung wurde im Nutzgarten ein Tier der planungs-relevanten Vogel-
art Girlitz gesichtet. Da die Rodungsarbeiten planméagig auRerhalb der Vogelbrut- und Auf-
zuchtzeit stattfinden werden und geeignete Habitatstrukturen im nahen Umfeld in ausrei-
chendem MalRe vorhanden sind, ist ein Eintreten artenschutzrechtlicher Verbotstat-be-
stande auszuschlieZen.

Im Ergebnis formuliert der Gutachter Schutz- und Vermeidungsmaf3inahmen zu

e Ruckbau des Gartenhauses

e Ausgleich von Vogelbrutstétten
Die MalRnahmen werden durch entsprechende Hinweise in den Bebauungsplan aufgenom-
men.

Aus gutachterlicher Sicht ist festzustellen, dass bei der Umsetzung des Vorhabens unter
Beachtung der Schutz- und VermeidungsmalRnahmen ein Eintreten artenschutzrechtlicher
Verbotstatbestédnde im Sinne des § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG auszuschlie3en
sind.

Es wird erganzend angemerkt, dass die wegfallenden Strukturen des Nutzgartens sowie
Brombeerstraucher der direkten Umgebung einen hohen Wert fur Nahrungsgéste aufwei-
sen. Dies betrifft vor allem Vdgel, aber auch die dort angesiedelten Bienenvélker und an-
dere Insekten. Bei der Eingriinung der neu zu entwickelnden Flachen ist eine naturnahe
Bepflanzung wiinschenswert, um den Verlust dieses nahrungsreichen Lebensraumes - zu-
mindest teilweise - zu kompensieren.

Dies wird dem Investor der MalRnahme mit der Bitte um Beachtung mitgeteilt.

7.6. Sonstige Umweltauswirkungen

Durch die erstmalige Bebauung im Plangebiet gehen grundsatzlich Neuversiegelungen mit
potentiellen Auswirkungen auf die Schutzguter Natur und Landschaft, Boden und Grund-
wasser, Luft und Klima einher. Gleichzeitig wird durch die Entwicklung im Innenbereich
eine Inanspruchnahme wertvollerer Freiraumstrukturen im AuBBenbereich vermieden, so
dass insgesamt nur nicht-wesentliche Beeintrachtigungen der Umweltschutzgiter zu
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erwarten sind. Im Bebauungsplan werden dartber hinaus umweltbezogene Festsetzungen
zur Minderung von potentiellen Beeintrachtigungen getroffen.

Im Sinne des § 13a BauGB wird auf die Erstellung eines formlichen Umweltberichtes unter
Anwendung des § 13 Abs. 3 BauGB verzichtet. Dennoch sind die von der Planung betroffe-
nen Umweltbelange entsprechend den Anforderungen des BauGB zu betrachten und in den
Abwéagungsprozess einzustellen. Auf das Kapitel 9 Umweltbelange wird verwiesen.

8. Festsetzungen des Bebauungsplanes

8.1. Art der baulichen Nutzung (8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Als Art der baulichen Nutzung wird fir das gesamte Plangebiet entsprechend der ange-
strebten Entwicklung als Standort fur eine Gberwiegende Wohnbebauung und wohnergan-
zenden Nutzungen ein Allgemeines Wohngebiet (WA 1 und WA 2) gemall 8 4 BauNVO
festgesetzt. Neben der Wohnbebauung sind insbesondere die Uberbaubaren Flachen an der
Theresia-Albers-Stral3e geeignet, wohnergédnzende Nutzungen wie Praxen oder Dienstleis-
tungen aufzunehmen.

Die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulassigen Nutzungen Ziffer 4 (Gartenbaube-
triebe) und Ziffer 5 (Tankstellen) sind gemafR 81 Abs. 6 BauNVO nicht Bestandteil des
Bebauungsplanes. Die genannten Nutzungen entsprechen in ihren Flachenanspriichen und
auch aufgrund ihrer moéglichen Kundenfrequenzen und der damit verbundenen Verkehrs-
erzeugung nicht dem stadtebaulich erwiinschten Charakter des neuen Wohnquartiers. Sie
sind auch aufgrund der Erschlieungssituation und der Lage im Umfeld bestehender Wohn-
nutzungen und des Altenpflegeheims nicht geeignet.

8.2. Maf der baulichen Nutzung (8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Entsprechend der Obergrenze des § 17 BauNVO wird im Allgemeinen Wohngebiet die
Grundflachenzahl (GRZ) auf 0,4 festgesetzt. Damit wird unter Wahrung gesunder Wohn-
verhaltnisse und der Mdglichkeit einer guten Durchgriinung des Plangebietes auch eine
wirtschaftlich sinnvolle Ausnutzbarkeit der Grundsticke gewéahrleistet. Die Festsetzung
tragt in diesem Sinne auch den Zielen einer kompakten, flachensparenden Grundstuicks-
entwicklung im Innenbereich Rechnung.

Weiterhin werden im Allgemeinen Wohngebiet maximal zulassige Vollgeschosse festge-
setzt. Die zuldssigen Vollgeschosse werden jeweils den einzelnen in der Planzeichnung
festgesetzten Uberbaubaren Grundstiicksflachen zugeordnet. Dabei sind gemafl dem stad-
tebaulichen Konzept maximal drei Vollgeschosse in allen Bereichen des Plangebietes vor-
gesehen. Die Festsetzung folgt den baulichen Strukturen in der Umgebung, insbesondere
der vorhandenen, gleichartigen Wohnbebauung an der Theresia-Albers-Stralle und dem
Komplex des Pflegeheims an der Brandtstralie.

Im allgemeinen Wohngebiet WA 2 umschliel3t das Baufeld, fiir das 3 Vollgeschosse festge-
setzt sind, einen eingeschossigen Uberbaubaren Bereich. Hier soll eine Kellergarage errich-
tet werden, die aufgrund der Topografie in nord-6stlicher Richtung als Geschossebene
oberirdisch in Erscheinung tritt.

Des Weiteren erfolgt eine Regulierung uber Hohenfestsetzungen der Geb&udeho6he, welche
zum Ziel haben, die neu geplante Bebauung beziglich der Hohenentwicklung an das stad-
tebauliche Umfeld sowie an die vorhandene Hoéhensituation anzupassen. Damit erfolgt eine
Feinsteuerung auch fur Bereiche, in denen zusatzlich zu der zuldssigen maximalen Anzahl
von Vollgeschossen ein Nicht-Vollgeschoss als Dachgeschoss errichtet werden kann. Die
Festsetzung der Hohe baulicher Anlagen sowie entsprechender Ausnahmen fir Dachauf-
bauten erfolgt absolut tiber Normalhdhennull (NHN).

Weiterhin wird festgesetzt, dass im Allgemeinen Wohngebiet WA 2 die zulassige Grundfla-
che um die Flachen von Stellplatzen und Garagen einschlie3lich ihrer Zufahrten bis zu einer
Grundflachenzahl von 0,8 erhoht werden darf. Das Erfordernis ergibt sich aus der
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stadtebaulichen Konzeption, wonach der ruhende Verkehr im WA 2 vornehmlich in einer
Kellergarage untergebracht werden soll, um im Wohnquartier hinreichend private Freifla-
chen mit entsprechender Aufenthaltsqualitat schaffen zu kénnen. Durch die UbermaRige
Versiegelung ergeben sich zwar grundséatzlich héhere Beeintrachtigungen der natirlichen
Bodenfunktionen und der Grundwasserneubildungsrate, allerdings ergeben sich durch die
Pflanzgebote zur Dachbegriinung der Gebaude und die Begriinung von nicht tUberbauten
Decken von Tief- bzw. Kellergaragen sowie die Versickerung der anfallenden Nieder-
schlagswésser im Plangebiet ein gewisser Ausgleich, der die zusatzlichen Beeintrachtigun-
gen minimiert (vgl. Kap. 9).

8.3. Bauweise (8 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Fur das Allgemeine Wohngebiet WA 1 wird im Bebauungsplan eine offene Bauweise fest-
gesetzt. Hiermit kommt, trotz des Zieles der kompakten Bebauung im Innenbereich, die
MaR3gabe einer noch aufgelockerten Struktur im Abgleich mit der nachbarschaftlichen Be-
bauung zum Ausdruck.

Im Allgemeinen Wohngebiet WA 2 wird eine abweichende Bauweise festgesetzt. Danach
gilt die offene Bauweise mit der Abweichung, dass Geb&udeldngen tber 50 m zulassig sind.
Die Festsetzung dient dazu, das im WA 2 geplante Gebaudeensemble mit zusammenhéan-
genden Baukdrpern, deren Gesamtlange tber 50 m betragt, in der gebotenen Flexibilitat
umzusetzen.

Weitere Einschrankungen der Bauweise durch Festsetzungen sind im Plangebiet nicht vor-
gesehen. Die Bebaubarkeit richtet sich nach den Uberbaubaren Grundsticksflachen. Damit
kénnen die im stadtebaulichen Konzept vorgesehenen Geschosswohnungsbauten flexibel
umgesetzt werden.

8.4. Uberbaubare Grundstucksflache (8§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Die Uberbaubaren Grundsticksflachen werden in der Planzeichnung durch Baugrenzen
festgesetzt. Diese bilden wesentlich das stadtebauliche Konzept ab. Durch die festgesetzte
Tiefe der Baufelder, die Uberwiegend 16 m betragt, sind geringe Vor- und Rickspriinge
von Gebauden und Gebaudeteilen innerhalb der Baufelder maglich. Erganzend wird fest-
gesetzt, dass Terrassen, Balkone sowie Uberdachte Eingangsvorbauten die Baugrenzen um
maximal 3,0 m tberschreiten durfen. Die Festsetzungen bieten dem Bauherrn ein gebote-
nes Mal} an Flexibilitat bei der weiteren hochbaulichen Planung, ohne die stadtebaulichen
Vorgaben der Planung zu verlassen.

In dem allgemeine Wohngebiet WA 2 erfolgt die Festsetzung einer gegliederten grof3zugi-
gen Uberbaubaren Grundsticksflache. Die Festsetzung ist aus dem stadtebaulichen Kon-
zept abgeleitet, wonach in der inneren eingeschossig uberbaubaren Grundsticksflache ein
verbindendes Garagengeschoss fur die Nutzungen in den mehrgeschossigen uberbaubaren
Grundstucksflachen entstehen soll.

Die Regelungen zur Anordnung oberirdischer Stellplatze und Carports innerhalb des Plan-
gebiets dienen der gezielten rdumlichen Konzentration des oberirdischen Verkehrs im
Sinne des stadtebaulichen Konzeptes. Sie sind daher auBerhalb der Giberbaubaren Grund-
stucksflachen nur innerhalb der in der Planzeichnung daftr festgesetzten Flachen zul&ssig.
Die Flachen sind vorrangig entlang der inneren ErschlieBung angeordnet und im WA 2
zusatzlich uberwiegend innerhalb der Uberbaubaren Grundstucksflachen (s. o0.). Die Frei-
haltung anderer Flachen von oberirdischen Stellplatzen und Carports reguliert den Grad
der Oberflachenversiegelung und héalt das Gbrige Wohngebiet zur Schaffung eines ruhigen
Wohnumfeldes von oberirdischem Verkehr frei. Oberirdische Einzelgaragen sind auf3erhalb
der Uberbaubaren Grundstucksflachen dementsprechend ausgeschlossen.
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8.5. Soziale Wohnraumfoérderung (8 9 Abs. 1 Nr. 7 BauGB)

Im Bebauungsplan wird per textlicher Festsetzung geregelt, dass in ausgewahlten Uber-
baubaren Grundsticksflachen des Allgemeinen Wohngebietes WA 1 mind. 50 % der dort
zu realisierenden Wohnungen so zu errichten sind, dass sie mit Mitteln der sozialen Wohn-
raumforderung gefordert werden konnten. Die Festsetzung folgt damit den Zielen der
Planaufstellung und der stadtebaulichen Konzeption, im Plangebiet anteilig Gebaude mit
Mitteln der Wohnraumforderung zu errichten. Die Realisierung der Forderung selbst ist
indes nicht im Bebauungsplan, sondern im stddtebaulichen Vertrag zu regeln, da Forder-
kulisse und Forderbedingungen Anderungen unterworfen sind. Daher regelt die Festset-
zung im Sinne § 9 Abs. 1 Nr. 7 BauGB die baulichen Anforderungen im Zuge der Errichtung
der Gebaude.

8.6. Verkehrsflachen (8 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Ein- und Ausfahrten bzw. Anschluss anderer Flachen an die Verkehrsflachen

Bei der Blankensteiner StralRe handelt es sich um eine klassifizierte Stralle nach Landes-
recht. Anschlisse des Plangebietes an die Blankensteiner StraRe sind nicht zulassig, um
den Verkehrsfluss nicht zu stéren. Um verkehrliche Beeintrachtigungen zu vermeiden, setzt
der Bebauungsplan auf der gesamten Abschnittslage an der Grenze zur Blankensteiner
Stralle einen Bereich ohne Ein- und Ausfahrt fest.

Davon ausgenommen ist eine bereits heute schon vorhandene Zufahrt fur Rettungsfahr-
zeuge. Sie dient der leistungsfahigen Anbindung des Altenpflegeheimes insb. fir Kranken-
wagen. Der vorhandene Einfahrtsbereich fur Rettungsfahrzeuge wird im Bebauungsplan
entsprechend gesichert. Kiuinftig kann ggf. auch eine Anbindung fir die Feuerwehr zuguns-
ten des Allgemeinen Wohngebiets WA 2 Uber diese Zufahrt gesichert werden.

8.7. Private Grunflachen (8 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

Zwischen den beiden Baugebieten befindet sich der Garten des Altenpflegeheimes. Die
Anlage mit den Tiergehegen soll dauerhaft im Bestand gesichert bleiben. Anpassungsmali-
nahmen sind lediglich im norddstlichen Randbereich im Zusammenhang mit der Entwick-
lung des Allgemeinen Wohngebietes WA 2 erforderlich. Der Garten wird zweckentspre-
chend als private Grinflache mit der Zweckbestimmung ,,Parkanlage / Tiergehege“ festge-
setzt.

8.8. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (8 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Zur ErschlielBung des Allgemeinen Wohngebietes WA 1 wird die heute vorhandene Erschlie-
RBungsflache der Theresia-Albers-Stralle geradlinig in nordwestlicher Richtung verlangert.
Bei der Theresia-Albers-Stral’e handelt es sich um eine private ErschlieRung, die als Misch-
verkehrsflache ausgebaut ist. Am Ende der verlédngerten StichstralRe erfolgt die Aufweitung
mit einer Wendeanlage mit den Abmessungen nach RaSt 06 fir einen einseitigen Wende-
hammer fur Fahrzeuge bis 10,0 m Lange (3-achsiges Mullfahrzeug). Die Flache wird als
eine mit Geh-, Fahr- und Leistungsrechten zu belastende Flache festgesetzt. Es erfolgt die
Festsetzung eines Geh- und Fahrrechtes zugunsten der Anlieger und ein Leitungsrecht zu-
gunsten der Ver- und Entsorgungstrager.

GemalR der stadtebaulichen Planung erfolgt die Anbindung des Allgemeinen Wohngebietes
WA 2 ausgehend von der Brandtstral3e Uber die bestehende Hof- und Anlieferungsanfahrt
des Altenpflegeheimes. Da es sich auch weiterhin um eine private Zufahrt handelt und
Drittverkehre ausgeschlossen sind, ist hier ebenfalls eine Regelung Gber Geh-, Fahr- und
Leitungsrechte vorgesehen. Es erfolgt die Festsetzung eines Geh- und Fahrrechtes zuguns-
ten der Anlieger und eines Leitungsrechtes zugunsten der Ver- und Entsorgungstréager.

In dem Allgemeinen Wohngebiet WA 1 betreibt die AVU Netz GmbH ein Mittelspannungs-
kabel zwischen der Brandtstralle und der Blankensteiner Stral’e, das im Zusammenhang
mit der Realisierung der Planung verlegt werden muss. Die Verlegung erfolgt innerhalb der
Privatstrale. Am Ende der Stichstral3e erfolgt bis zum Anschluss der Blankensteiner Stralle
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die Festsetzung eines Leitungsrechtes zugunsten der AVU Netz GmbH in einer Breite von
5 m. Die Breite ist hinreichend, um im Zuge der weiteren Planung die Lage der Trasse zu
konkretisieren.

Daruber hinaus wird Uber den Bebauungsplan die bestehende Krankentransport-Zufahrt
ausgehend von der Blankensteiner Strafl3e bis zur Rickseite des Altenpflegeheimes im Be-
bauungsplan Uber ein Fahrrecht zugunsten von Rettungs- und Krankenfahrzeugen gesi-
chert. Die Uberlagernden Festsetzungen von Flachen fiur Stellplatze und andere Geh-, Fahr-
und Leitungsrechte stehen dem nicht entgegen.

8.9. SchallschutzmafRnahmen (8 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Im Rahmen des Planverfahrens wurde ein Schallgutachten erstellt (s. Kap.7.3). Auf der
Grundlage der gutachterlichen Aussagen trifft der Bebauungsplan entsprechende Festset-
zungen zum Schallschutz.

Der Schutz der Innenraume durch aktive SchallschutzmalRhahmen wirde Wand-/ Wallho-
hen in Hohe des zu schiutzenden Geschosses erfordern, damit eine Einhaltung der Orien-
tierungswerte gerade der héher gelegenen Geschosse ebenfalls gegeben ist. Entspre-
chende Schutzeinrichtungen kdnnen aufgrund der notwendigen Dimensionierung ausge-
schlossen werden. Sie sind stadtebaulich in der Ortlichkeit nicht zu befiirworten und wiir-
den insbesondere die vorhanden Baumkulisse entlang der Blankensteiner Stral3e zerstoren.
Zur Gewahrleistung eines ausreichenden Schutzes der Innenraume vor Verkehrslarm sind
daher im B-Plangebiet passive Schallschutzmaflinahmen erforderlich. Basis fir die im Bau-
genehmigungsverfahren konkret auszuweisenden SchallschutzmalRnahmen ist die VDI-
Richtlinie 2719. Der Bebauungsplan setzt in diesem Sinne sog. Innenraumpegel fest, die
in Bezug auf die Baugebietsausweisung und die Raumnutzungen durch geeignete bauliche
MalRnahmen am Geb&ude einzuhalten und nachzuweisen sind. Von der Festsetzung kann
abgewichen werden, wenn durch Gutachten nachgewiesen wird, dass durch andere Mal3-
nahmen ein ausreichender Schallschutz gewahrleistet ist.

Weiterhin ist im Plangebiet WA 2 aufgrund des Gewerbeldrms die Festsetzung von Grund-
rissgestaltungen der Gebaude erforderlich. Durch den Ausschluss von 6ffenbaren Fenstern
von Aufenthaltsr@umen an den nach Norden und Nordosten ausgerichteten Fassaden wer-
den Immissionsorte hier vermieden. Die Festsetzung korrespondiert mit der hochbaulichen
Planung, wonach die Aufenthaltsraume der Wohnungen grundsatzlich nach Suden bzw.
Sudwesten ausgerichtet werden und auf der Nord- bzw. Nordostseite des Gebdudekomple-
xes nur ErschlieBungen und Nebenrdume angeordnet werden sollen. Von der Festsetzung
kann abgewichen werden, wenn durch Gutachten nachgewiesen wird, dass durch andere
MalRnahmen ein ausreichender Schallschutz gewahrleistet ist.

Mit den MaRnahmen kann insgesamt sichergestellt werden, dass gesunde Wohnverhalt-
nisse innerhalb des Plangebietes geschaffen werden kénnen.

8.10. Bedingte Festsetzungen (8 9 Abs. 2 BauGB)

Um einen ausreichenden Schallschutz zu bewirken, enthalt der Bebauungsplan ergénzend
auf der Grundlage des 8 9 Abs. 2 Nr. BauGB bedingte Festsetzungen. Diese stellen sicher,
dass vor Aufnahme der in dem Allgemeinen Wohngebiet WA 2 zuldssigen Wohnnutzungen
die erforderlichen SchallschutzmaRnahmen, hier ein im Norden des Gebaudekomplexes
angeordneter geschlossener Gebaude-Riegel zur Abschirmung der stdlich davon vorgese-
henen Wohnbebauung, umgesetzt sind. Diese vorgesehene aktive SchallschutzmalRnahme
stellt sicher, dass in dem Allgemeinen Wohngebiet WA 2 gesunde Wohnverhéltnisse trotz
des Gewerbelarms des norddstlich angrenzenden Gewerbegebietes gegeben sind.

20



STADT HATTINGEN BEBAUUNGSPLAN NR. 174 ,BRANDTSTRASSE*

8.11. Pflanzgebote (8 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)

Im Sinne des Klimaschutzes und der Klimafolgenanpassung, aber auch zu qualitatsvollen
Griungestaltung erfolgen innerhalb der Plangebietes differenzierte Festsetzungen zur Be-
pflanzung.

Begrunung von Stellplatzanlagen

Die Anpflanzungsfestsetzung fur PKW-Stellplatzanlagen (ein Baum je 6 Stellplatze) soll
private PKW-Stellplatzsammelanlagen mit Griun gliedern und beleben. Auf diese Weise sol-
len das geplante Wohnquartier attraktiv gestaltet und die PKW-Stellplatzanlage beschattet
werden, sodass die versiegelte Flache sich nicht so stark aufheizt; auRerdem soll durch die
Baume kihle und feuchtere Luft entstehen (Verdunstungskélte). Der Festsetzungsschlis-
sel berlcksichtigt gleichermalien 6kologische Belange sowie die zielgerichtete Gestaltung
der vornehmlich entlang der Verkehrsflachen aufgereihten Stellplatzanlagen.

Dachbegriinung

Fur eine Verbesserung des lokalen Klimas und zur Riuckhaltung von Niederschlagswasser
wird im Bebauungsplan festgesetzt, dass die Dacher der Gebaude mindestens extensiv zu
begrinen sind.

Die Flachdachbegriinung hat insbesondere die Aufgabe, Regenwasser zu speichern, sodass
es verzogert den Versickerungsanlagen zufliet. AuRerdem soll die Aufheizung der Luft
durch das Flachdach unter Berucksichtigung der hohen Gesamtversiegelung abgemildert
werden, sodass die Luft Uber dem Gebiet nicht so stark aufsteigt und deshalb nur wenig
Luft in das geplante Wohnquartier nachflieBen muss. Auf diese Weise wird diesem und
seiner Umgebung keine kiihle Luft entzogen. Ausgenommen von der Festsetzung sind Be-
reiche fur die Nutzung erneuerbarer Energiequellen (Solarkollektoren), erforderliche an-
dere technische Einrichtungen oder anderweitig genutzte Dachterrassen. Durch eine Be-
grenzung der H6he und durch einen Abstand von der Aullenwand des Gebaudes ist sicher-
gestellt, dass derartige Anlagen nur untergeordnet in Erscheinung treten.

Auch die Dacher von uberdachten Stellplatzen kdnnen durch eine Begriinung einen positi-
ven Beitrag zur Retention und zum Kleinklima leisten. Daher wird klarstellend auch fir sie
festgesetzt, dass sie mindestens extensiv zu begrinen sind. Die Mindeststérke der Dran-,
Filter- und Vegetationstragschicht betrégt auch hierfur 10 cm. Die Begrinung ist ebenso
dauerhaft zu erhalten.

Tief- bzw. Kellergaragen

Die nicht Gberbauten Decken von Tief- bzw- Kellergaragen sind intensiv zu begrinen, so-
weit sie nicht fur eine andere zulassige Verwendung bendtigt werden.

Die Begruinung von Tief- bzw. Kellergaragen hat insbesondere die Aufgabe, ein Gebiet mit
Grin zu gliedern und zu beleben. Auf diese Weise soll das Gebiet insbesondere attraktiv
gestaltet, die Aufheizung des Gebiets abgemildert und Regenwasser gespeichert werden,
sodass es verzogert der Kanalisation zuflieBt. Eine Uberdeckung von mindestens 50 cm
ermdaglicht auch die Pflanzung von Stréuchern.

Die Festsetzung kommt fir das Allgemeine Wohngebiet WA 2 zum Tragen, wo im Bereich
der als eingeschossig festgesetzten Uberbaubaren Grundstiicksflache eine Kellergarage
entstehen soll, deren Decke als begrunter Aufenthaltsbereich den Bewohnern der Wohn-
anlage zur Verfugung stehen soll.

8.12. Gestalterische Festsetzungen (8 9 Abs. 4 BauGB i.V.m § 89 BauO NRW)

Eine geordnete stadtebauliche Entwicklung erfordert Uber die planungsrechtlichen Festset-
zungen hinaus den Erlass von Vorschriften Uber die Gestaltung der baulichen Anlagen. Im
Interesse eines stadtebaulichen und architektonischen Gesamtbildes des Plangebietes und
im Hinblick auf ein harmonisches Einfugen in die Umgebung sind Ordnungsprinzipien in
gestalterischer Sicht einzuhalten, ohne die individuelle Gestaltungsfreiheit des Einzelnen
Ubermagig einzuschranken. Aus diesem Grund werden fir den Neubaubereich dieses Be-
bauungsplanes ortliche Bauvorschriften gemafl § 89 BauO NRW getroffen.
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Dachform

Fur das Plangebiet wird die Dachform der Gebaude als Flachdacher festgesetzt. Ziel ist es
gemal stadtebaulichem Konzept die Gebaude in den Allgemeinen Wohngebieten in einer
einheitlichen, modernen Architektursprache zu gestalten, sodass sich im Plangebiet ein
stadtebaulich stimmiges und optisch ansprechendes Gesamtbild ergibt.

Nutzung und Gestaltung unbebauter Flachen

Im Sinne eines stadtebaulich harmonischen, begrinten Erscheinungsbildes in den Bauge-
bieten sollen unbebaute Flachen mit Ausnahme von Fahrflachen, Stellplatzen und deren
Zufahrten, FulBwegen, Terrassen, Fahrradabstellanlagen und Mulltonnenstellplatzen unver-
siegelt anzulegen und gartnerisch gestaltet werden. Mineralische Bodenbedeckungen sind
unzulassig. Die MalRnahme dient insbesondere auch der Vermeidung sog. Steingarten, die
die Vorgarten in verschiedenen Bestands-Baugebieten pragen.

8.13. Hinweise

Im Bebauungsplan werden Hinweise zu folgenden Themen gegeben:

Bodendenkmalpflege

Anbaubeschrankungszone

Bodenverhaltnisse

Ableitung von Niederschlagswasser

Kampfmittel

Artenschutzrechtliche Schutz- und Vermeidungsmafnahmen
Einsehbarkeit von Gesetzen, Verordnungen und Regelwerken

Die Hinweise werden bedarfsgerecht durch Stellungnahmen von Behérden im Rahmen
der Beteiligung der Trager offentlicher Belange im weiteren Verfahren erganzt.

9. Umweltbelange

Aufgrund der Durchfiihrung des Planverfahrens gemafl § 13 a BauGB ,,Bebauungsplane der
Innenentwicklung* ist nach 8 13 a Abs. 2 Nr. 1 BauGB eine Umweltprifung nach 8 2 Abs. 4
BauGB und die Erstellung eines Umweltberichts zum Bebauungsplan gemafl 8§ 2 a BauGB
nicht erforderlich. Gleichwohl sind die Auswirkungen des Vorhabens auf die Umweltbelange
bei der Aufstellung des Bebauungsplanes zu berucksichtigen und zu bewerten. Wesentliche
Auswirkungen des Vorhabens auf die Belange der Umwelt werden nachfolgend betrachtet.

9.1. Mensch

Durch den Bebauungsplan werden bestehende Wohnstatten nicht tberplant.

Auf Grundlage des Larmgutachtens (Kap. 7.3) werden im Bebauungsplan Festsetzungen
zum aktiven und passiven Schallschutz getroffen, die gesunde Wohnverhaltnisse im Plan-
gebiet gewahrleisten. Erhéhungen der Verkehrslarmsituation durch die Neuverkehre be-
wegen sich auf einem niedrigen Niveau, so dass daraus keine MalBhahmen abzuleiten sind.

Erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch innerhalb und auRRerhalb des Plange-
bietes sind nicht zu erwarten.

9.2. Natur, Tiere, Pflanzen und Artenschutz

Ausgehend von der Bebauung an der Brandtstralle erstreckt sich bis an die ndérdliche
Grundstiucksgrenze ein unversiegelter, zum Teil durch wegbegleitende Baumreihen, Ein-
zelbaume, Strauchsdume, Wiesen und Weiden gepréagter Freibereich. Die Flachen liegen
bis auf den Bereich des Gartens des Pflegeheims Uberwiegend brach. Sudwestlich des
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Pflegeheims an der BrandtstraBe befindet sich ein strukturreicher Nutzgarten mit Schup-
pen. Im Rahmen der Entwicklung des Vorhabens werden Geholze teilweise entfernt sowie
der o. a. Nutzgarten mit Schuppen und einem Gartenhaus abgebrochen; Freiflachen wer-
den fur eine Bebauung und ErschlieBung versiegelt. Der Bereich des Gartens mit den Tier-
gehegen bleibt weitestgehend in seiner Flache unberuhrt.

GemalR § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten bei Bebauungsplanen der Innentwicklung Eingriffe
in Boden, Natur und Landschaft als zulassig bzw. als bereits vor der planerischen Entwick-
lung erfolgt, so dass eine Eingriffs- und Ausgleichsberechnung nicht erforderlich ist.

Vorhandene Geholzpflanzungen in den Randbereichen der Blankensteiner Straf3e werden
weitestgehend im Zuge der BaumaBnahme erhalten bleiben kénnen; mindestens ist ein
Erhalt schon aus Grinden der optischen Abschirmung zur Landesstralle vorgesehen.

Um den Eingriff in vorhandene Gehdlzstrukturen zu mindern, erfolgen im Bebauungsplan

folgende Pflanzfestsetzungen:

e Begrinung von Stellplatzanlagen

e Dachbegrinung von Gebauden, begehbaren Garagengeschossen und Uberdachten
Stellplatzen

In dem Artenschutzgutachten (vgl. Kap. 7.5) werden Schutz- und Vermeidungsmalfinah-
men einschlielllich weiterer Erfassungen zu

e Zeitfenster flir Abbruch- und Rodungsarbeiten

e Okologische Baubegleitung durch biologisches Fachpersonal

¢ Insektenfreundliches Beleuchtungskonzept

e Sicherung zum erhalt vorgesehener Gehdlzbestdnde wahrend der Bauphase

¢ Rickbau des Gartenhauses

e Ausgleich der Vogelbrutstatten

formuliert.

Die MalBhahmen werden in den Bebauungsplan als Hinweise aufgenommen.

Nach gutachterlicher Aussage ist - sollten im Rahmen der noch ausstehenden Untersu-
chungen (im Zuge der 6kologischen Baubegleitung) keine Hinweise auf Vorkommen pla-
nungsrelevanter Arten festgestellt werden - zu konstatieren, dass unter Berlcksichtigung
der oben genannten Vermeidungsmalnahmen ein Eintreten von artenschutzrechtlichen
Verbotstatbestanden gemar § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG mit ausreichender Sicher-
heit ausgeschlossen werden kann.

Erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut Natur, Tiere, Pflanzen und Artenschutz sind
nicht zu erwarten.

9.3. Boden

Die Planung fuhrt zwar in Teilen zu einem Verlust naturlicher Bodenfunktionen, dieser ist
allerdings aufgrund der geringen GrofRe des Baulandes und der geplanten Neuanlage von
gartnerisch gestalteten Freiflachen als nicht erheblich zu bewerten.

Mit der Planung im Innenbereich wird die Inanspruchnahme von 6kologisch wertvolleren
Boden im AuRenbereich vermieden.

Im Planungsbereich ist im Verzeichnis der Flachen mit Bodenbelastungsverdacht des
Ennepe-Ruhr-Kreises eine Altablagerung mit der Nummer 4509/3102 eingetragen. Grund-
lage des Eintrags ist die Auswertung historischer Luftbilder. In denen ist 1952 dort eine
nicht ndher identifizierbare Materialaufschuttung erkennbar. Weitere Erkenntnisse zu der
Flache liegen gegenwartig nicht vor. Die Berlcksichtigung der Altlastensituation durch die
Untere Bodenschutzbehoérde erfolgt im Rahmen der nachgeordneten Bauantragsverfahren.
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Im Rahmen der Planvorbereitung wurde eine allgemeine Baugrunduntersuchung (s. 0.)
durchgefuhrt. Bei den ermittelten Fremdbeimengungen des Oberbodens und tiefer liegen-
den Auffiillungen handelt es sich Uberwiegend um ein Gemenge aus Bauschutt, Schlacken,
Aschen sowie Felsschutt. In Abstimmung auf die Schichtenfolge wurden dabei chemische
Analysen zur Beurteilung der Wiederverwertung bzw. Deponierung der anfallenden Aus-
hubmaterialien veranlasst. Insgesamt wurden drei Mischproben gebildet. In einer Misch-
probe wurden die analysierten Materialien mit den Einbauklassen Z1.2 bzw. Z2 gemaR
LAGA eingestuft, bei denen aufgrund erhéhter TOC-Gehalte erhéhte Anforderung an die
Deponierung gestellt sind. Die Ubrigen Mischproben waren diesbezlglich unauffallig und
sind mit den Einbauklassen Z0 gemalR LAGA eingestuft.

Hinsichtlich des vorsorgenden Bodenschutzes und des zu vermeidenden Flachenverbrauchs
fuhrt die Untere Bodenschutzbehdrde aus, dass zwar eine bisherige Freiflache von erheb-
licher GroRRe bebaut werden solle. Jedoch handele es sich in diesem Fall um eine Nachver-
dichtung im bestehenden Siedlungsgebiet, so dass eine weitere Inanspruchnahme von
Freiflachen im AufRenbereich vermieden wirde. Zudem sahen die Festsetzungen des Be-
bauungsplanes 6kologisch wiinschenswerte MaBnahmen vor wie z. B. Dachbegriinung und
Begrinung zukinftiger Stellplatzflachen.

Erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut Boden sind nicht zu erwarten.

9.4. Wasser

Das Bebauungsplangebiet befindet sich au3erhalb festgesetzter Wasserschutzzonen sowie
auBBerhalb wasserwirtschaftlich sensibler Bereiche.

Durch die Uberwiegend erstmalige Versiegelung konnen sich Beeintrachtigungen der
Grundwasser-Neubildung ergeben.

Aufgrund der erstmaligen Bebauung besteht gemal 8§ 45 Landeswassergesetz eine grund-
satzliche Verpflichtung zur Versickerung des anfallenden Regenwassers. Auf Grundlage der
Versickerungsuntersuchungen soll das im Plangebiet anfallende Niederschlagswasser dem-
entsprechend gezielt dem Untergrund wieder zugefuhrt werden. Damit kann der teilweise
Verlust der Grundwasserneubildung deutlich gemindert werden.

Durch die zum Teil vorgesehen Begrinung von Déchern wird der Regenwasserabfluss
durch Verdunstungen verringert; das anfallende Niederschlagswasser wird so dem natur-
lichen Kreislauf wieder zugefihrt.

Erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser sind nicht zu erwarten.

9.5. Klima und Luft

Es ist davon auszugehen, dass sich die stadtklimatischen und lufthygienischen Verhéaltnisse
gegenuber der Bestandssituation nicht grundlegend oder nachteilig verandern werden.
Zwar erfolgen durch die offene Zeilenbebauung im Westen und die kompakte Bebauung
im Osten eine Reduzierung der Durchliftungsmdglichkeiten, jedoch sind diese weiterhin
durch das Freihalten weiter Grundstiucksbereiche gegeben. Insbesondere in Verbindung
mit der Freiflache des Gartens mit dem Tiergehege sind weiterhin gute Mdglichkeiten des
Luftaustauschs gegeben.

Durch die bauliche Entwicklung des Plangebietes kommt es durch die Gebdude mit Terras-

sen und Zugangswegen sowie die ErschlieBungsflachen zu Versiegelungen, die sich bei

Sonneneinstrahlung aufheizen kénnen und somit zu einer Erwarmung der Umgebungsluft

mit Auswirkungen auf die klimatischen Bedingungen fuhren kénnen.

Der Bebauungsplan sieht daher folgende Malinahmen im Sinne des Klimaschutzes und der

Klimafolgenanpassung vor:

e Begrinung von Stellplatzanlagen

e Dachbegriunung von Gebauden, begehbaren Garagengeschossen und Uberdachten
Stellplatzen

24



STADT HATTINGEN BEBAUUNGSPLAN NR. 174 ,BRANDTSTRASSE*

e Gartnerische und unversiegelte Gestaltung unbebauter Grundstiicksflachen

Die MaBRnahmen kdnnen insgesamt dazu beitragen, dass die negativen Wirkungen durch
Versiegelungen - auch bei Starkregenereignissen - gemindert werden.

Auch die neu entstehenden Hausgéarten der Erdgeschosswohnungen und gemeinschaftlich
nutzbaren Freibereiche mit einer zu erwartenden Griungestaltung und Bepflanzung kénnen
kleinklimatische Positivmerkmale entwickeln, wie z. B. niedrigere Oberflachentemperatu-
ren und eine geringere Erwdrmung der bodennahen Luftschicht, friiher einsetzende abend-
liche Abkuhlung und eine bessere Kaltluftbildung. Diese Effekte unterstitzen weiterhin die
im Bebauungsplan verankerten MinderungsmalBnahmen. Dies ist im Hinblick auf die not-
wendige Klimafolgenanpassung positiv zu bewerten.

Unter mikroklimatischen Aspekten sind daher auf lokaler Ebene nur geringe Beeintréachti-
gungen zu erwarten.

Aufgrund der Entwicklung der Innerortslage und der damit verbundenen guten Besucher-
anbindung an den OPNV werden zusétzliche CO2-Emissionen durch Kfz-Verkehr geringer
ausfallen, als bei einer Flachenentwicklung im Auf3enbereich.

Durch die bestehenden und auch kiinftigen hohen gesetzlichen Anforderungen (EnEV, EE-
WwarmeG) an den Gebaudeneubau wird den allgemeinen Anforderungen an eine Verringe-
rung der CO2-Emissionen Rechnung getragen.

Erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut Klima/ Luft sind nicht zu erwarten.

9.6. Kultur- und Sachguter

Innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans befinden sich keine in die Denkmal-
liste der Stadt Hattingen eingetragenen Baudenkmale. Bodendenkmaler sind nicht be-
kannt.

Besondere Kultur- und Sachgiter sind im Geltungsbereich des Bebauungsplanes nicht vor-
handen.

Erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut Kultur und Sachguter sind nicht zu erwarten.

9.7. Fazit

Insgesamt sind durch die Umnutzung der heutigen Freiflachen durch ein neues Allgemeines
Wohngebiet, auch vor dem Hintergrund der Kleinrdumigkeit der MaRnahme und der Siche-
rung bestehender Grunflachen keine wesentlichen Auswirkungen fur die Umweltschutzgu-
ter zu erwarten.

15.12.2020

il. rheinruhr.stadtplaner

B henning schmidt diplemingenieure

25



	1.  Anlass und Ziele der Planung
	2. Räumlicher Geltungsbereich
	3. Planungsrechtliche Situation
	3.1 Regionalplan
	3.2 Flächennutzungsplan
	3.3 Bebauungspläne

	4. Verfahren
	5. Gebietsbeschreibung und städtebauliche Einbindung
	5.1. Städtebauliche Situation
	5.2. Verkehrliche Anbindung
	5.3. Soziale Infrastruktur
	5.4. Immissionen
	5.5. Bergbau

	6. Städtebauliche Planung
	6.1. Bebauungs- und Erschließungskonzept
	6.2. Entwässerung

	7. Auswirkungen der Planung
	7.1. Städtebau
	7.2. Verkehr
	7.3. Immissionen
	7.4. Beurteilung der Versickerungsmöglichkeiten
	7.5. Artenschutz
	7.6. Sonstige Umweltauswirkungen

	8. Festsetzungen des Bebauungsplanes
	8.1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
	8.2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
	8.3. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)
	8.4. Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
	8.5. Soziale Wohnraumförderung (§ 9 Abs. 1 Nr. 7 BauGB)
	8.6. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)
	8.7. Private Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)
	8.8. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)
	8.9. Schallschutzmaßnahmen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)
	8.10. Bedingte Festsetzungen (§ 9 Abs. 2 BauGB)
	8.11. Pflanzgebote (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)
	8.12. Gestalterische Festsetzungen (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m § 89 BauO NRW)
	8.13. Hinweise

	9. Umweltbelange
	9.1. Mensch
	9.2. Natur, Tiere, Pflanzen und Artenschutz
	9.3. Boden
	9.4. Wasser
	9.5. Klima und Luft
	9.6. Kultur- und Sachgüter
	9.7. Fazit


